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Ungleichheit und Um
verteilung in Deutschland: 
Trends und Handlungs
optionen
Die Entwicklung der Einkommensungleichheit in 
Deutschland ist besser, als in der öffentlichen Debatte 
dargestellt. Berücksichtigt man Kompositionseffekte, 
zeigt sich, dass es für die Gesamtbevölkerung seit 2005 
einen fallenden Trend gibt. Auch beim Thema Fairness 
schneidet Deutschland nicht schlecht ab. Gleichwohl 
besteht erheblicher Reformbedarf bei der hohen effek-
tiven Grenzbelastung für Haushalte mit niedrigen Ein-
kommen aufgrund des Transferentzugs im Sozialbe-
reich. Aus Sicht der Chancengerechtigkeit sollte zudem 
die Förderung der Bildung im Kleinkindalter ausgewei-
tet werden.

Es steht immer schlechter um die soziale Markt-
wirtschaft in Deutschland. Diesen Eindruck erhält 
man zumindest, wenn man die öffentliche Debatte 
um die Verteilung von Einkommen und Vermögen ver-
folgt. Richtig ist, dass es deutliche Unterschiede zwi-
schen den Haushaltseinkommen gibt: Die reichsten 
10 Prozent erwirtschaften hierzulande rund 40% des 
Nationaleinkommens, das reichste 1 Prozent sogar 
13% (zum Vergleich, bei identisch verteilten Einkom-
men würden diese Anteile 10% bzw. 1% entsprechen) 
(vgl. World Inequality Database – WID.world). Eben-
falls richtig ist, dass die Bruttolöhne der oberen Per-
zentile innerhalb der letzten 20 Jahre um ein Vielfa-
ches stärker gewachsen sind als jene der unteren Per-

zentile, die teilweise sogar real gesunken sind (vgl. 
Felbermayr et al. 2016a).

LOHNUNGLEICHHEIT UND KOMPOSITIONSEFFEKTE

Richtig ist aber auch, dass die Lohnungleichheit, wenn 
man Personen ohne Erwerbstätigkeit berücksichtigt, 
in den letzten zehn Jahren merkbar zurückgegangen 
ist. Abbildung 1 vergleicht die Bruttoeinkommens
ungleichheit der Beschäftigten mit jener der Gesamt
bevölkerung.1 Erstere berücksichtigt implizit aus-
schließlich Personen mit einem positiven Arbeits-
einkommen. Für die Berechnung der Ungleichheit 
der Gesamtbevölkerung wurde den Personen ohne 
Arbeitseinkommen ein Wert von null zugewiesen. 

Wie in Abbildung 1 zu erkennen, verläuft bis 2005 
die Entwicklung beider Ungleichheitsmaße relativ 
ähnlich. Danach zeigen sich deutliche Unterschiede in 
der Entwicklung der Ungleichheit. Von 2005 bis 2011 
fällt der Gini-Koeffizient in der Gesamtbevölkerung, 
während jener der Beschäftigten stagniert. Dies ist auf 
den starken Rückgang der Arbeitslosigkeit seit 2005 
zurückzuführen. Der damit einhergehende Beschäfti-
gungszuwachs erfolgte vor allem zugunsten von Stel-
len mit niedrigen Einkommen, was zu einem Anstieg 
der Bruttolohnungleichheit innerhalb der Beschäf-
tigten führt. Gleichzeitig aber steigen die Einkom-
men der Haushalte, in denen ein Mitglied neu einer 
Erwerbstätigkeit nachgeht. Letzteres reduziert die 
Bruttolohnungleichheit der Gesamtbevölkerung. 

Dies zeigt, dass die isolierte Betrachtung der 
Ungleichheit unter den Beschäftigten zu kurz greift, da 
sie Kompositionseffekte nicht berücksichtigt. Damit 
ist gemeint, dass sich sowohl die Größe als auch die 
Zusammensetzung der erwerbstätigen Bevölkerung 
verändert hat und der Gini-Koeffizient damit mecha-
nisch angestiegen ist. Neben dem Rückgang der 
Arbeitslosenquote spiegelt sich beispielsweise auch 
die Veränderung der Frauenerwerbstätigenquote 
wider. Diese ist heute im Vergleich zu vor 20 Jahren um 

fast 7 Prozentpunkte höher, 
eine wichtige und zu begrü-
ßende Entwicklung. Da jedoch 
die Lohnunterschiede unter 
erwerbstätigen Frauen grö-
ßer sind und Männer nach wie 
vor mehr verdienen, vergrö-
ßert sich mit einer steigenden 
Erwerbstätigenquote auch die 
Lohnungleichheit insgesamt. 
Des Weiteren muss die Alte-
rung der Bevölkerung mitbe-

1   Gezeigt wird die Entwicklung des 
Gini-Koeffizienten, das am häufigsten 
verwendete Ungleichheitsmaß. Ein 
Wert von 0 entspricht vollständiger 
Gleichverteilung der Einkommen, ein 
Wert von 1 vollständiger Ungleich-
verteilung. Zur besseren Darstellung 
wurden unterschiedliche Achsenab-
schnitte gewählt.

*	 Prof. Dr. Andreas Peichl ist Leiter des ifo Zentrums für Makroöko-
nomik und Befragungen und Professor für Volkswirtschaftslehre, 
insb. Makroökonomie und Finanzwissenschaft, an der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München.
**	 Marc Stöckli ist Doktorand am ifo Zentrum für Makroökonomik 
und Befragungen.
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rücksichtigt werden. Der Anteil der über 50-Jährigen 
an der Gesamtbevölkerung ist über die Jahre kon-
tinuierlich angestiegen. Die Lohnunterschiede die-
ser Altersgruppe sind naturgemäß größer als jene 
der 20- bis 25-Jährigen, die zu einem großen Teil aus 
Berufseinsteigenden und Studierenden besteht. Aus 
all diesen Gründen ist eine Analyse von Subpopulatio-
nen (wie Gruppe die der Beschäftigten) nicht sinnvoll, 
um Aussagen über die Ungleichheit in Deutschland zu 
treffen. Hierfür sollte immer die Gesamtbevölkerung 
herangezogen werden.2 

DIE ROLLE DES STEUER- UND TRANSFERSYSTEMS

Die Entwicklung der Bruttoeinkommen vernachlässigt 
zudem die Umverteilung durch den Staat. Ökonomisch 
relevant für die Beurteilung der Verteilungsgerechtig-
keit sind jedoch vielmehr die verfügbaren Einkommen. 
Damit wird das Einkommen nach Steuern und Transfers 
bezeichnet, also die Differenz aus dem Markteinkom-
men und der Nettoumverteilung. 

Abbildung 2 zeigt den Gini-Koeffizient der Haus-
haltseinkommen jeweils vor und nach Umverteilung. 
Es zeigt sich, dass durch das Steuersystem die ver-
fügbaren Einkommen signifikant gleicher verteilt sind 
als die Markteinkommen. Ähnlich wie bei der Lohn
ungleichheit steigt bis 2005 die Ungleichheit sowohl 
vor als auch nach Umverteilung und fällt danach bis 
2010. Seit 2010 stagniert der Gini-Koeffizient der ver-
fügbaren Einkommen größtenteils, am aktuellen Rand 
kommt es zu einem leichten Anstieg. Ebenfalls erkenn-
bar ist, dass der Gini-Koeffizient der Markteinkommen 
von 2005 bis 2010 stärker fällt als jener der verfügba-
ren Einkommen. Dies ist vermutlich vor allem auf die 
Steuerreform der Schröder-Regierung zurückzufüh-
ren, insbesondere durch die Absenkung des Eingangs- 

2	 Das Gleiche gilt auch für eine Betrachtung von Lohnperzentilen. 
Auch hier führen Kompositionseffekte zu einer Verschiebung und 
beeinflussen die Trends, da es sich nicht um eine Panelanalyse han-
delt, d.h., in einem Perzentil befinden sich von Jahr zu Jahr andere 
Personen. 

und Spitzensteuersatzes. Es hat aber auch damit zu 
tun, dass bei Haushalten, in denen ein Mitglied neu 
eine Stelle gefunden hat, der Durchschnittssteuer-
satz angestiegen ist. Somit steigt zwar das Brutto
haushaltseinkommen, ein Teil dieses Zuwachses wird 
aber in unserem progressiven System wieder wegbe-
steuert. Über die Jahre kam es daher zu einem Rück-
gang der Differenz zwischen dem Gini-Koeffizienten 
der Markteinkommen und der verfügbaren Einkom-
men. Zu Beginn der beobachteten Zeitspanne redu-
ziert sich durch die Umverteilung der Gini-Koeffizient 
um rund 0,13 Indexpunkte, am aktuellen Rand sind es 
noch lediglich 0,10 Punkte.

REFORMBEDARF BEI DEN 
TRANSFERENTZUGSRATEN

Der deutsche Staat verteilt aber nicht zu wenig um, 
sondern falsch. Reformbedarf besteht insbeson-
dere bei den Transferentzugsraten (vgl. Buhlmann et 
al. 2017; Bruckmeier et al. 2018). Damit ist die Rate 
gemeint, mit der Transferleistungen bei steigendem 
Einkommen gekürzt werden. Bei der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende beträgt sie 80 bis 100% ab einem 
Hinzuverdienst von 100 Euro, beim Wohngeld um die 
50% und beim Kinderzuschlag durchgehend 50%. Von 
dieser faktischen Besteuerung sind vorrangig Familien 
mit Kindern im unteren Einkommensbereich betroffen. 
Rechnet man Sozialabgaben und Einkommensteuer 
hinzu, führt dies dazu, dass sich mit einem höheren 
Bruttoeinkommen das Nettoeinkommen kaum verän-
dert oder in gewissen Einkommensabschnitten sogar 
sinken kann. Transferentzugsrate, Sozialabgaben und 
Einkommensteuer ergeben zusammen die effektive 
Grenzbelastung, also die Gesamtbelastung für einen 
brutto zusätzlich verdienten Euro. Bei einer Grenzbe-
lastung von 80% bedeutet dies etwa, dass von einem 
Euro lediglich 20 Cent netto dazuverdient wird. 

Abbildung 3 stellt die Grenzbelastung im Verhält-
nis zum Haushaltsbruttoeinkommen graphisch dar. 

Die Belastung der unteren Ein-
kommen liegt bei rund 80 bis 
100%, teilweise sogar deutlich 
über 100%. In diesem Fall führt 
ein zusätzlich verdienter Euro 
zu einem geringeren Nettoein-
kommen. Der Anreiz für diese 
Einkommensgruppe, eine Be
schäftigung anzunehmen oder 
auszuweiten, ist entsprechend 
gering.

Diese Fehlanreize gilt es 
zu korrigieren. Eine mögliche 
Reformoption besteht darin, 
die Grenzbelastung im unteren 
Einkommensbereich über die 
Systeme hinweg durchgehend 
auf beispielsweise 70 oder 
80% zu begrenzen. Dies erfor-
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dert jedoch eine bessere Zusammenarbeit zwischen 
den Behörden sowie eine Harmonisierung und Koordi-
nierung der Leistungen.

VERMÖGENSUNGLEICHHEIT

Die Einkommenssituation bildet nur einen Aspekt der 
individuellen finanziellen Situation ab. Mit Blick auf 
die Vermögen zeigt sich, dass diese deutlich unglei-

cher verteilt sind als die Ein-
kommen. Wie Tabelle 1 zeigt, 
verfügen die Deutschen durch-
schnittlich über ein Nettover-
mögen von 182 000 US-Dol-
lar. Der Median beträgt jedoch 
lediglich 50 000 US-Dollar – ein 
Hinweis darauf, dass sich die 
Vermögen vor allem auf einen 
kleinen Kreis der Bevölkerung 
konzentrieren. Auffällig ist, 
dass lediglich 71% überhaupt 
ein positives Nettovermö-
gen besitzen. Zum Vergleich, 
in den USA beträgt das durch-
schnittliche Nettovermögen 
337 000 US-Dollar, der Median 
40 000 US-Dollar. Auch hier 
ist die große Differenz zwi-
schen Mittelwert und Median 
ein Hinweis auf die Ungleich-
verteilung der Vermögen. Der 
Anteil der Bevölkerung mit 
positivem Nettovermögen ist 
mit 73% ähnlich niedrig wie in 
Deutschland.

Dies klingt beunruhigend, 
muss aber relativiert werden, da die Rentenansprü-
che darin nicht berücksichtigt sind. Über die gesetz-
liche Rentenversicherung ist rund 78% der Erwerbs-
bevölkerung versichert (Stand: 2014). Auf dieses Ver-
mögen hat man zwar nicht ohne weiteres Zugriff, es 
stellt aber dennoch eine zukünftige Einkommens-
quelle dar. Hinzu kommen weitere Ansprüche über 
die Sozialversicherung, Beamtenpensionen sowie die 
betriebliche und private Altersvorsorge. Summiert 
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ᵃ Kindergeldberechtigte Kinder zwischen acht und zwölf Jahren. Die unterstellte Miete beträgt 510 Euro inklusive 
Heizkosten.

ᵇ Der Prozentsatz, um den ein brutto zusätzlich zum momentanen Einkommen verdienter Euro durch Einkommen- 
steuer, Abgaben und Transferentzug reduziert wird. Die Grenzbelastung von 80% im Intervall zwischen 100 und 
1 000 Euro Bruttoeinkommen bedeutet, dass hier von einem zusätzlich zum momentanen Bruttoeinkommen ver- 
dienten Euro effektiv nur 20 Cent in die Haushaltskasse fließen.

Quelle: Bruckmeier et al. (2018).
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Deskriptive Statistiken nach Vermögensart 

Vermögen Land 
Mittelwert 

(in US-Dollar) P25 
P50  

(Median) P75 

Anteil der Bevölke-
rung mit positivem 

Vermögen (%) 
       

Nettovermögen 

USA 

336 636 0 40 000 198 510 73,1 
  Sozialversicherungsbasiertes 
Rentenvermögen 161 475 64 486 124 938 227 458 96,5 
  Eigene Ansprüche 149 263 59 428 117 243 211 562 96,5 
  Hinterbliebenenleistungen 12 212 0 3 471 18 960 56,3 
  Betriebliches und Privates Ren-
tenvermögen 153 351 0 13 000 139 877 61,7 
Erweitertes Vermögen 651 462 85 989 246 531 607 288 95,8 
Nettovermögen 

Deutschland 

182 513 0 49 623 231 139 71,6 
  Sozialversicherungsbasiertes 
Rentenvermögen 200 407 68 257 162 540 295 027 93,1 
  Eigene Ansprüche 178 555 57 508 141 150 264 181 92,8 
  Hinterbliebenenleistungen 21 853 0 0 19 569 27,5 
  Betriebliches und Privates Ren-
tenvermögen 90 122 0 13 059 78 801 64,2 
Erweitertes Vermögen 473 043 149 128 326 525 631 883 98,3 
Anmerkung: Die Stichprobe wurde am 99,9. Perzentil gekappt. Alle Ergebnisse basieren auf mehreren Imputationen. Nichtli-
neare Schätzer (P25, P50, P75) basieren ausschließlich auf der ersten Imputation. 
Quelle: Darstellung des ifo Instituts, basierend auf Daten von Bönke et al. (2017). 

 

Tab. 1
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man die (diskontierten) Rentenzahlungen und das  
Nettovermögen, erhält man das erweiterte Ver-
mögen; der Anteil der Bevölkerung mit positivem 
Vermögen steigt dadurch auf 98%, der Mittelwert 
auf 473 000 US-Dollar und der Median sogar auf 
327 000 US-Dollar. 

Abbildung 4 stellt den prozentualen Vermö-
gensanteil der jeweiligen Nettovermögensdezile am 
Gesamtvermögen graphisch dar. Die reichsten 10 Pro-
zent besitzen rund 55% des gesamten Nettovermö-
gens in Deutschland. Bei den ärmsten 10 Prozent hin-
gegen übersteigen die Schulden das Bruttovermögen. 
Generell besitzen die unteren 40 Prozent keine nen-
nenswerten Vermögensanteile. 

Über die Rentenansprüche gewinnen die unte-
ren 70 Prozent. Der Anteil der reichsten 10 Prozent 
fällt auf knapp über 30%. Der Gini-Koeffizient sinkt 
von 0,765 bei den Nettovermögen auf 0,511, wenn die 
Rentenansprüche berücksichtigt werden, und liegt 
damit ungefähr auf Höhe des Gini-Koeffizienten für 
Bruttoeinkommen.

UNGLEICHHEIT UND GERECHTIGKEIT

Einkommens- und Vermögensungleichheit kann 
jedoch nicht ohne Weiteres in ein Gerechtigkeits-
problem umgemünzt werden. Unterschiede können 
durchaus aufgrund von normativ legitimen Faktoren 
entstanden sein, beispielsweise wenn eine Arbeit-
nehmerin oder ein Arbeitnehmer das Arbeitspensum 
reduziert, um mehr Zeit für ein Hobby zur Verfügung 
zu haben. Um die Verteilung von Ressourcen bewer-
ten zu können, gilt es erst zu definieren, welche Cha-
rakteristika eine ideale Verteilung aufweisen muss, um 
von einer gerechten Gesellschaft sprechen zu können. 
In der politischen Philosophie ist dabei insbesondere 
das Konzept der Chancengerechtigkeit weitestgehend 
akzeptiert und stellt für vielen Gerechtigkeitstheorien 
eine notwendige (wenn auch nicht unbedingt hinrei-
chende) Bedingung dar. Gemeint ist damit die Idee, 

dass der individuelle Erfolg 
nicht von Faktoren abhängen 
darf, die sich dem persönli-
chen Einfluss entziehen. In der 
Literatur werden diese Fakto-
ren Umstände genannt. Dar-
unter fallen beispielsweise 
Geschlechtsmerkmale, famili-
äres Umfeld oder Migrations-
hintergrund der Eltern. Kon-
zeptionell wird unterschie-
den zwischen Ungleichheit, 
die durch Umstände entsteht, 
und Ungleichheit aufgrund von 
Unterschieden in der Anstren-
gung. Dabei ist ausschließlich 
erstere als ungerecht zu beur-
teilen, die es entsprechend 
über Ressourcenumverteilung 

zu neutralisieren gilt.
Empirische Untersuchungen zeigen, dass 

Umstände in der Tat eine wichtige Rolle spielen und 
damit zumindest ein Teil der beobachteten Ungleich-
heit ungerecht ist (vgl. Hufe und Peichl 2018; Hufe et 
al. 2018). Während Deutschland bei der Verteilung der 
Einkommen im europäischen Vergleich verhältnismä-
ßig gut abschneidet, gibt es bei den Chancen noch 
immer Verbesserungsbedarf. Insbesondere hängt der 
Schulerfolg stärker als in anderen Ländern vom so
zioökonomischen Hintergrund und insbesondere dem 
Bildungsstand der Eltern ab. Bei gleichem Kompe-
tenzniveau ist die Wahrscheinlichkeit, ein Gymnasium 
zu besuchen, für ein Kind aus einer Akademikerfamilie 
deutlich höher als für ein Kind aus einer Arbeiterfami-
lie. Diese Bildungsungerechtigkeit hat natürlich auch 
Einfluss auf die Einkommensungleichheit (vgl. auch 
Brunori et al. 2018a; Brunori et al. 2018b).

In einer aktuellen Arbeit kombinieren Hufe 
et al. (2018) die Idee der Chancengerechtigkeit mit 
dem Prinzip der Freiheit von Armut. Dadurch wird dem 
Umstand Rechnung getragen, dass auch jene Perso-
nen nicht ihrem Schicksal überlassen werden sollten, 
die durch ihr eigenes Verschulden in finanzielle Eng-
pässe geraten sind. Die Chancengerechtigkeit hätte 
implizit nichts gegen Armut auszusetzen, solange die
se nicht aufgrund von Umständen entsteht, sondern 
ausschließlich das Resultat der persönlichen Anstren-
gung ist. Es ist strittig, ob in einer solchen Situation 
überhaupt von einer fairen Verteilung gesprochen wer-
den kann. Faire Ungleichheit sollte stattdessen einer-
seits nicht durch Umstände entstanden sein, anderer-
seits aber eben auch sicherstellen, dass jeder mit den 
verfügbaren Mitteln »über die Runden« kommt. Ent-
sprechend kommen die Autoren auch auf unterschied-
liche Ergebnisse, als wenn die Chancengerechtigkeit 
isoliert betrachtet wird. Da hierzulande verhältnis
mäßig wenig Personen in (relativer) Armut leben, 
schneidet Deutschland nach diesem Maß im Vergleich 
überdurchschnittlich gut ab (vgl. Abb. 5). Fairer ver-
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teilt sind die Einkommen nur in Belgien, Island, Frank-
reich, Norwegen, Finnland und den Niederlanden.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Deutschland geht es sehr gut. Wir haben die Wirt-
schafts- und Finanzkrise sehr gut gemeistert und 
erleben den längsten Aufschwung in der Geschichte 
der Bundesrepublik. Darüber hinaus ist Deutsch-
land ein Land mit moderater Einkommensungleich-
heit und einem stark ausgebauten Sozialstaat, der viel  
Geld umverteilt. Gleichwohl heißt ein relativ gutes 
Abschneiden im internationalen Vergleich nicht, dass 
alles bestens ist.

Im Kontext der Einkommensungleichheit sollte 
die Politik in Deutschland sich darauf konzentrie-
ren, die im Abgaben- und Transfersystem vorhande-
nen Hürden für mehr Arbeitsangebotsanreize abzu-
bauen und im Bildungssystem für mehr Chancenge-
rechtigkeit zu sorgen. Eine Reform des Steuer- und 
Transfersystems sollte dieses als Gesamtheit verste-
hen und hinzu einem integrierten System von Steu-
ern, Transfers und Sozialabgaben führen (vgl. Löffler 
et al. 2012). Einer höheren Besteuerung von Kapital 
und Vermögen sind im internationalen Steuerwettbe-
werb enge Grenzen gesetzt. Deshalb wäre es wichti-
ger, zur Bekämpfung von Vermögensungleichheit den 
Vermögensaufbau für die breite Masse zu erleichtern 
und zu fördern. Im Bereich der Chancengerechtigkeit 
sieht man im internationalen Vergleich, dass Deutsch-
land zwar viel im Hochschulbereich ausgibt, aber zu 
wenig für Bildung im Kleinkindalter. Hier muss man 
ansetzen (und nicht nur die Kinderbetreuung aus-
bauen). Ebenso müssen Maßnahmen zur Re-Integra-
tion von Langzeitarbeitslosen getroffen und verbes-
sert werden, z.B. durch bessere Qualifikation und 
Weiterbildung.
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